
Rede zur Resolution zum Erhalt des Niederrhein Kollegs 
Ratssitzung vom 07. Februar 2021 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Die Oberhausener Kommunalpolitik darf die Schließung des 

Niederrheinkollegs nicht tatenlos mit ansehen. 

 

Das Aushängeschild in Oberhausen für Erwachsenenbildung verdient 

es, dass sich unsere Stadtgesellschaft vehement für den Erhalt dieses 

Bildungsstandortes und dieser Schulform einsetzt. 

 

Die Entscheidung der Landesregierung zur Schließung des Kollegs 

basiert auf zweifelhaften Argumenten, die nicht unkommentiert 

bleiben dürfen. 

 

Bereits vor Ankündigung der Schließung wurden schon Tatsachen 

geschaffen,  

 

zudem haben die zugesagten Gespräche mit den Beteiligten nicht 

stattgefunden, 

 

so wurden angehende Studierende, die bereits eine 

Anmeldungszusage erhielten, mit der Bekanntgabe der Schließung im 

Ungewissen gelassen, wie es mit ihnen weitergeht. Fakt ist jedoch, 

sie konnten am 01. Februar 2022 trotz Zusage nicht beginnen.  

 

Bildung ist kein Handelsgut. 

 

Die überregionale Bedeutung dieser renommierten 

Bildungseinrichtung in Oberhausen ist einmalig und es darf eine 

Schließung nicht allein wegen rückläufiger Anmeldezahlen begründet 

werden. 

 



Rein wirtschaftliche Aspekte heranzuziehen ist ein fataler Fehler der 

Landesregierung. Die soziale Verantwortung der Entscheidungsträger 

ist gänzlich ignoriert worden.   

 

Die Pandemie Auswirkungen wurden bei der Entscheidung zur 

Schließung des NRK offensichtlich nicht berücksichtigt. 

 

Das Land NRW als Träger der Schule hat in den letzten Jahren nichts 

dafür getan, dass erstens dieser Bildungsstandort bekannter wird und 

zweitens hat das Land es versäumt, aktiv für den zweiten 

Bildungsweg Werbung zu machen.  

 

Ein flächendeckendes Bildungsangebot ist nach der Schließung des 

NRK nicht mehr gegeben. 

 

Diese ungebührliche Herangehensweise der Landesregierung wird 

dieser fast 70 Jahre alten Einrichtung nicht gerecht.  

 

Mit dieser Resolution möchten wir den Oberbürgermeister bitten, 

sich bei den Entscheidungsträgern klar und deutlich für den Erhalt 

des Niederrhein Kollegs einzusetzen. 

 

Vielen Dank 
 



 Vorsitzende
 SPD-Fraktion

 S. Bongers
 27.01.2022

 Sprecherin
 Fraktion DIE GRÜNEN

 gez.

 S. Opitz
 27.01.2022

 Vorsitzender
 Linke.Liste-Fraktion

 gez.

 Y. Karacelik
 27.01.2022

 Vorsitzender
 BOB im Rat

 gez.

 P. Bruckhoff
 27.01.2022
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Beratungsgegenstand

Resolution der SPD-Fraktion, Fraktion DIE GRÜNEN, Linke.Liste-Fraktion und BOB im Rat: Erhalt 
des Niederrhein-Kollegs

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt Oberhausen fordert die Landesregierung dazu auf, das Niederrhein-Kolleg zu 
erhalten und die bereits eingeleiteten Schritte zur Schließung der Bildungseinrichtung 
zurückzunehmen.

Das Kolleg bietet als ältestes seiner Art in Nordrhein-Westfalen seit 1953 jungen Menschen in 
Oberhausen und seinen Nachbarstädten die Möglichkeit, auf dem zweiten Bildungsweg eine 
Hochschulzugangsberechtigung (Abitur oder Fachhochschulreife) zu erlangen. Der Rat der Stadt hält 
es für kontraproduktiv, arbeitslosen und berufstätigen Menschen diese lange Jahre bewährte Chance 
in unserer Stadt vorzuenthalten. Politik kann und darf nicht vom Übergang der Industrie- in die 
Wissensgesellschaft sprechen und lebenslanges Lernen als Zukunftsmodell proklamieren, und dann 
kontraproduktiv handeln.

Der Rat der Stadt Oberhausen kann den Appell der Volkshochschule nur unterstützen. Darin heißt es 
wörtlich: „Das Niederrhein-Kolleg hat es verdient, als Teil einer Bildungslandschaft in der Region auch 
in schwierigen Zeiten gefördert und erhalten zu werden. Die Schließung des Kollegs reißt ein großes 
Loch in die regionale Bildungslandschaft.“

In diesem Sinne fordern wir den Oberbürgermeister auf, seinen Einfluss bei der Landesregierung 
geltend zu machen und in einen Dialog zum Erhalt des Kollegs einzutreten.

Z

MB



SPD-Fraktion
Fraktion DIE GRÜNEN
Linke.Liste-Fraktion
BOB im Rat

Drucksachen-Nr.

A/17/1623-01

Termin

07.02.2022 Rat der Stadt

Drucksachen-Nr.: A/17/1623-01 / Seite 2 von 2

1


	Vorlage

